
 

Rechtsgrundlagen zur Beurteilung der öffentlichen/ nicht-öffentlichen 
Behandlung: 

Folgenden im Wortlaut genannten Vorschriften der Gemeindeordnung in Baden-
Württemberg (GemO) sind zur Beurteilung maßgebend:  

 § 34 GemO (Einberufung der Sitzungen, [...]):

(1) Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat schriftlich oder elektronisch mit
angemessener Frist ein und teilt rechtzeitig, in der Regel mindestens sieben Tage
vor dem Sitzungstag, die Verhandlungsgegenstände mit; dabei sind die für die
Verhandlung erforderlichen Unterlagen beizufügen, soweit nicht das öffentliche
Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen. […]

 § 35 Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich. Nichtöffentlich darf nur
verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen
Einzelner erfordern; über Gegenstände, bei denen diese Voraussetzungen
vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt werden. Über Anträge aus der Mitte
des Gemeinderats, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung
in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in
nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. In nichtöffentlicher Sitzung
nach Satz 2 gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit
oder, wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung im Wortlaut
bekannt zu geben, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen
Einzelner entgegenstehen.

(2) Die Gemeinderäte sind zur Verschwiegenheit über alle in nichtöffentlicher Sitzung
behandelten Angelegenheiten so lange verpflichtet, bis sie der Bürgermeister von
der Schweigepflicht entbindet; dies gilt nicht für Beschlüsse, soweit sie nach
Absatz 1 Satz 4 bekannt gegeben worden sind.

 § 39 (beschließende Ausschüsse) Abs. 5 Satz 1 GemO:

(5) Für den Geschäftsgang der beschließenden Ausschüsse gelten die §§ 33 und 34
bis 38 entsprechend.

 § 39 (beschließende Ausschüsse) Abs. 4 Satz 1 GemO:

(4) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen
den beschließenden Ausschüssen innerhalb ihres Aufgabengebiets zur
Vorberatung zugewiesen werden.

 § 39 (beschließende Ausschüsse) Abs. 5 Satz 2 GemO:

(5) Vorberatungen nach Absatz 4 können in öffentlicher oder nichtöffentlicher
Sitzung erfolgen; bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 Satz 2
muss nichtöffentlich verhandelt werden.

 § 41 (beratende Ausschüsse) Abs. 3 GemO:

(3) Für den Geschäftsgang der beratenden Ausschüsse gelten die Vorschriften der §§ 
33, 34, 36 bis 38 und § 39 Abs. 5 Satz 2 und 3 entsprechend.
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